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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

AB — 31109 — 2817/60 


Bonn, den 22. September 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen 
vom 14. Dezember 1957 über Rüstungskontroll- 
maßnahmen der Westeuropäischen Union 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Der englische und französische Wortlaut des Übereinkommens 
nebst einer deutschen Übersetzung sowie eine Denkschrift sind 
beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister des Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 222. Sitzung am 15. Juli 1960 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ge- 
setzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Die Stellungnahme der Bundersegierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist aus der Anlage 3 ersichtlich. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr Hans Heqer, 

Bad Godesberq, Goethestr 54. Telefon 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Übereinkommen vom 14. Dezember 1957 
über Rüstungskontrollmaßnahmen der Westeuropäischen Union 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes - 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Paris am 14. Dezember 1957 von der Bun- 
desrepublik Deutschland Unterzeichneten Überein- 
kommen über Maßnahmen, die von den Mitglied- 
staaten der Westeuropäischen Union zu treffen sind, 
um das Rüstungskontrollamt zu befähigen, seine 
Kontrolle wirksam auszuüben, sowie über die Ein- 
führung eines angemessenen Rechtsverfahrens ge- 
mäß Protokoll Nr. IV zu dem durch die am 23. Okto- 
ber 1954 zu Paris Unterzeichneten Protokolle ge- 
änderten Brüsseler Vertrag (Bundesgesetzbl. 1955 II 
S. 256) wird zugestimmt. Das Übereinkommen wird 
n a ch s teh en d v e r ö f f en t licht . 

Artikel 2 

(1) Soweit es zur Erfüllung eines Kontr oll auf trä- 
ges des Direktors des Rüstungskontrollamtes erfor- 
derlich ist, können Mitglieder des Rüstungskontroll- 
amtes der Westeuropäischen Union für Besichtigun- 
gen, Stichproben und Inspektionen von Unternehmen 

a) freien Zugang zu deren Produktionsanlagen 
und Depots, 

b) Einblick in deren Buchungen und Unterlagen 
sowie Auszüge hieraus, 

c) die hierzu notwendigen Auskünfte 
verlangen. 

(2) Die Inhaber von Unternehmen oder ihre Ver- 
treter, bei juristischen Personen und Gesellschaften 
die nach Gesetz, Gesellschaftsvertrag oder Satzung 
zur Vertretung berufenen Personen, sind verpflich- 
tet, das Betreten der Produktionsanlagen und Depots 
zu dulden, die Buchungen und Unterlagen vorzu- 
legen und Auszüge hieraus anzufertigen sowie die 
verlangten Auskünfte zu erteilen. 

(3) Das Grundrecht des Artikels 13 des Grund- 
gesetzes auf Unverletzlichkeit der Wohnung wird 
insoweit eingeschränkt, 

(4) Die Kontrollmaßnahmen dürfen sich nur auf 
den Ausstoß derjenigen Fertigfabrikate und Bestand- 
teile erstrecken, die in den Anlagen II, III und IV 
zum Protokoll Nr, III des Brüsseler Vertrages ge- 
nannt sind. Der Ausstoß umfaßt auch die Produk- 
tionsstufe des Zusammenbaues; dieser Produktions- 
stufe entsprechen bei den chemischen Waffen die 
chemischen Reaktionen, die der möglichen Herstel- 
lung der zu kontrollierenden Erzeugnisse unmittel- 
bar vorangehen (kontrollierbare Phase). 


In Depots können Kontrollmaßnahmen in dem 
Umfange durchgeführt werden, der eine Feststellung 
der Bestände der im Protokoll Nr. III zum Brüsseler 
Vertrag genannten Fertigfabrikate und Bestandteile 
gestattet. 

(5) Die nach Absatz 2 verpflichteten Personen 
können verlangen, 

a) daß ihnen vor Beginn der Kontrollmaßnah- 
men von den mit der Durchführung beauf- 
tragten Mitgliedern des Rüstungskontroll- 
amtes eine Ausfertigung des schriftlichen 
Kontrollauftrages, erforderlichenfalls auch 
eine nichtamtliche deutsche Übersetzung, 
ausgehändigt wird. Die Ausfertigung muß 
die Namen der mit der Durchführung der 
Kontrollmaßnahmen beauftragten Mitglie- 
der des Rüstungskontrollamtes, ihre Dienst- 
bezeichnung, den Gegenstand Ihres Auftra- 
ges und den Zeitpunkt der Durchführung 
des Auftrages enthalten; 

b) daß bei der Durchführung der Kontrollmaß- 
nahmen ein Vertreter der zuständigen 
deutschen Behörde anwesend ist. 

Artikel 3 

(1) Hat der Gerichtspräsident eine Verfügung 
nach Artikel 7 des Übereinkommens vom 14. Dezem- 
ber 1957 erlassen und ist diese zwangsweise durch- 
zusetzen, so werden die erforderlichen Vollstrek- 
kungsmaßnahmen durch die zuständigen Behörden 
der Länder durchgeführt. Hierfür gilt das Verwal- 
tungs-Vollstreckungsgesetz vom 27. April 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 157) entsprechend. 

(2) Rechtsbehelfe gegen Vollstreckungsmaßnah- 
men nach Absatz 1 haben keine aufschiebende Wir- 
kung, Auch die Gerichte können die Vollstreckung 
einer Vollstreckungsmaßnahme nicht aussetzen, 
wenn diese sich als angemessene Durchführung der 
Anordnung des Gerichtspräsidenten darstellt. 

Artikel 4 

Für die von den Gerichten nach Artikel 14 Abs. 2 
des Übereinkommens vom 14. Dezember 1957 zu 
leistende Rechtshilfe gelten die §§ 157 bis 161, 164 
Abs. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechend. 

Artikel 5 

Der Bundesminister für Wirtschaft erläßt im 
Benehmen mit dem Bundesminister des Innern und 
mit Zustimmung des Bundesrates die allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften zur einheitlichen Anwen- 
dung dieses Gesetzes. 
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Artikel 6 

(1) Der Artikel 1 dieses Gesetzes tritt am Tage 
nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Die Artikel 2, 3, 4 und 5 dieses Gesetzes tre- 
ten zu dem Zeitpunkt in Kraft, den der Rat der 
Westeuropäischen Union nach Artikel 2 Abs. 1 des 


Übereinkommens vom 14. Dezember 1957 festsetzt. 
Der Tag des Inkrafttretens dieser Artikel ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

(3) Der Tag, an dem das Übereinkommen vom 
14. Dezember 1957 nach seinem Artikel 23 Abs. 2 
für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Übereinkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung der für 
die Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften 
in der Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da Artikel 3 
Abs. 1 des Gesetzes ein Verwaltungsverfahren von 
Landesbehörden regelt. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 schafft die innerstaatlichen Rechtsgrund- 
lagen, um die Durchführung der von der Bundes- 
republik in Artikel 12 des Protokolls Nr. IV 
übernommenen Verpflichtung sicherzustellen, den 
Mitgliedern des Rüstungskontrollamtes für ihre 
Stichproben, Besichtigungen und Inspektionen (Kon- 
trollen an Ort und Stelle) auf Verlangen freien Zu- 
gang zu den Anlagen und Depots sowie Einblick in 
die betreffenden Buchungen und Unterlagen zu 
gewähren. Damit wird der Kreis der Kontrollpflich- 
tigen bestimmt. Das Recht auf Zugang umfaßt den 
Zugang zu den Produktionsanlagen und Lagerein- 
richtungen sowie zu den Büroräumen der kontroll- 
pflichtigen Unternehmen. Die Kontrollrechte be- 
stehen aber nur, „soweit es zur Erfüllung eines 
Kontrollauftrages des Direktors des Rüstungskon- 
trollamts erforderlich ist“. Dieser Kontrollauftrag 
muß wiederum in Einklang mit den Artikeln 10 bis 
12 des Protokolls Nr. IV stehen. 

Absatz 2 erlegt bestimmten natürlichen Personen dem 
Absatz 1 entsprechende Duldungs- und Handlungs- 
pflichten auf, die bei Nichtbefolgung im Wege des 
Verwaltungszwanges durchgesetzt werden können. 
Der Personenkreis ist so umgrenzt, daß bei nach- 
geordneten Angestellten eine Pflichtenkollision ver- 
mieden wird. 

Absatz 3 bringt die notwendige Einschränkung des 
Artikels 13 für die Durchführung der Kontrollmaß- 
nahmen. 

Absatz 4 ergänzt die Absätze 1 und 2, indem er — 
entsprechend den Bestimmungen des Protokolls 
Nr. IV und des Reglements — den Bereich näher 
bezeichnet, innerhalb dessen das Rüstungskontroll- 
amt befugt ist, die in Absatz 1 genannten Kontroll- 
maßnahmen durchzuführen. Der Kontrolle in 
Produktionsanlagen unterliegen nur die in 
den Anlagen zu Protokoll Nr. III abschließend auf- 
gezählten Waffen und Waffenbestandteile. Die 
Kontrolle ist hierbei auf den Ausstoß der Fertig- 


fabrikate dieser Waffen und Waffenbestandteile 
beschränkt (Artikel 10 Satz 1 des Protokolls Nr. IV). 
Satz 2 stellt fest, daß der Begriff „Ausstoß“ auch 
das Stadium des Zusammenbaues umfaßt und trägt 
damit Artikel 5 B b (ii) des Reglements Rechnung, 
wonach sich die Kontrolle auf dieses Stadium er- 
strecken kann. Auf dem Gebiete der chemischen 
Waffen, bei denen von einem Zusammenbau nicht 
gesprochen werden kann, entspricht dem Stadium 
des Zusammenbaues die „kontrollierbare Phase“. 

Der 2. Halbsatz des Satzes 2 gibt den wesentlichen 
Inhalt der Definition der kontrollierbaren Phase 
wieder, die von den Sachverständigen der WEU- 
Mitgliedstaaten ausgearbeitet worden ist. Kontrol- 
lierbar sind diejenigen Reaktionen, die unmittelbar 
zur Herstellung der zu kontrollierenden Erzeugnisse 
führen können, und damit bestimmte Vorprodukte, 
die für diese Reaktionen in Frage kommen. Eine 
Kontrolle der Herstellung dieser Vorprodukte ist 
ausgeschlossen. Das Rüstungskontrollamt hat sich 
der Bundesrepublik gegenüber bereit erklärt, bei 
der Durchführung der Nichtherstellungskontrolle 
chemischer Waffen gewisse Kontrollgrundsätze zu 
beachten: Die Kontrolle soll von den Produktions- 
anlagen ausgehen, sie kann sich stufenweise auf 
bestimmte Vorprodukte sowie die erforderlichen 
Buchungen und Unterlagen erstrecken, soll jedoch 
beendet werden, sobald die Mitglieder des Rüstungs- 
kontrollamtes die Überzeugung gewonnen haben, 
daß die Verpflichtung der Nichtherstellung einge- 
halten wird. In welchem Umfange die Kontrollen 
in Depots durchgeführt werden können, ergibt 
sich aus Satz 3, der inhaltlich mit Artikel 5 B b (i) 
des Reglements übereinstimmt. 

Absatz 5 Unterabsatz a bezweckt den Schutz der 
nach Absatz 2 verpflichteten Personen; er entspricht 
inhaltlich dem Artikel 4 Abs. 2 und 3 des Regle- 
ments. Durch den Kontrollauftrag werden die Kon- 
trollbeamten als solche legitimiert. Der Gegenstand 
des Kontrollauftrages muß mit den Artikeln 10 und 
12 des Protokolls Nr. IV in Einklang stehen. 

Unterabsatz b regelt die Anwesenheit deutscher 
Behördenvertreter bei Kontrollen. Den Behörden- 
vertretern stehen keine Kontrollbefugnisse zu. Ihre 
Anwesenheit bei Kontrollen wird in der Regel von 
den in Absatz 2 genannten Personen gewünscht 
werden. Gegenüber dem Rüstungskontrollamt haben 
nationale Behörden auf Grund des Artikels 12 des 
Protokolls Nr. IV ein Recht auf Anwesenheit bei 
Kontrollen. Als zuständige Behörde kommen je nach 
Art der Kontrollen das Bundesministerium für 
Wirtschaft oder das Bundesministerium für Vertei- 
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digung sowie die von den obersten Länderbehörden 
für zuständig erklärten Landesbehörden in Betracht. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift ergänzt Artikel 3 des Übereinkom- 
mens vom 14, Dezember 1957 und enthält die 
innerstaatlichen Bestimmungen zur zwangsweisen 
Durchführung von Inspektionen, die der Präsident 
des Internationalen Gerichtshofes nach Artikel 7 des 
Übereinkommens angeordnet hat. Die Übertragung 
der notwendig werdenden Vollstreckungsmaßnah- 
men auf die Behörden der Länder entspricht den 
Artikeln 83 und 84 des Grundgesetzes, nach denen 
die Länder die Bundesgesetze als eigene Angelegen- 
heit ausführen und die Einrichtung der Behörden 
und das Verwaltungsverfahren regeln. Hierbei sollen 
die Landesbehörden nach dem Verwaltungs-Voll- 
streckungsgesetz des Bundes entsprechend verfahren, 
da zur Durchführung internationaler Übereinkommen 
nur leicht auffindbare und übersichtlich gestaltete 
gesetzliche Vorschriften herangezogen werden 
können. 

Die entsprechende Anweisung des Verwaltungs- 
Vollstreckungsgesetzes des Bundes bezieht sich vor 
allem auf die Erzwingung von Handlungen, Duldun- 
gen oder Unterlassungen im Zweiten Abschnitt des 
Gesetzes. An die Stelle eines Verwaltungsaktes, 
der für die Einleitung des Vollstreckungsverfahrens 
von Bedeutung ist, tritt hier bei entsprechender 
Anwendung des Gesetzes die Anordnung des Ge- 
richtspräsidenten. Die Vollzugsbehörde wird dabei 
vom Lande bestimmt. Es ist notwendig, den Rechts- 
behelfen gegen Vollstreckungsmaßnahmen (Arti- 
kel 3 Abs. 2) keine aufschiebende Wirkung zukom- 
men zu lassen, da sich die Bundesrepublik vertraglich 
zur Durchführung von Maßnahmen der Rüstungs- 
kontrolle verpflichtet hat und ihre schnelle Durch- 
führung nicht durch Rechtsbehelfe einzelner Unter- 
nehmen gehindert werden soll. Die Vorschaltung 
einer Anordnung des Gerichtspräsidenten gibt die 
rechtsstaatliche Garantie, daß keine rechtswidrigen 
Eingriffe erfolgen. Auch den Gerichten gegenüber 
ist wegen der vorherigen Prüfung des Sachverhalts 
durch den Gerichtspräsidenten eine Beschränkung 
der Entscheidungsbefugnisse in der vorgesehenen 
Form gerechtfertigt. 


Zu Artikel 4 

Artikel 14 Abs. 2 des Übereinkommens verpflichtet 
die Mitgliedstaaten, Rechtshilfe zu leisten. Durch 
Artikel 4 des Gesetzes werden die zur Erfüllung 
dieser Verpflichtung der Bundesrepublik notwendi- 
gen Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes 
für anwendbar erklärt. 

Zu Artikel 5 

Die vorgesehenen allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften nach Artikel 84 Abs. 2 des Grundgesetzes 
sollen besonders die reibungslose Zusammenarbeit 
der Landesbehörden mit dem Rüstungskontrollamt 
bei Vollstreckungsmaßnahmen nach Artikel 3 des 
Gesetzes sicherstellen. Hierbei handelt es sich vor 
allem um die Bestimmung der Form der Amtshilfe- 
ersuchen an die Landesbehörden und um die Art 
und Weise der von den Landesbehörden zu tref- 
fenden Vollstreckungsmaßnahmen. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem 
Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Die Bestimmung des Absatzes 2 trägt dem Artikel 2 
Abs. 1 des Übereinkommens vom 14. Dezember 1957 
Rechnung. 

Nach Absatz 3 ist der Zeitpunkt, in dem das Über- 
einkommen nach seinem Artikel 23 Abs. 2 für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 


Kosten der Ausführung des Gesetzes 

Durch die Ausführung des Zustimmungsgesetzes 
werden — soweit voraussehbar — dem Bund, den 
Ländern oder den Gemeinden keine nennenswerten 
zusätzlichen Kosten erwachsen. Die wesentlichen 
Vorschriften des Zustimmungsgesetzes sind bereits 
durch den revidierten Brüsseler Vertrag vom 23. Ok- 
tober 1954 (Bundesgesetzbl. 1955 II S. 256) begründet 
worden. Die Durchführung der Artikel 3 und 4 des 
Gesetzes fällt in die Zuständigkeit bestehender 
Behörden; sie wird besondere personelle oder sach- 
liche Aufwendungen nicht erforderlich machen. 
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Übereinkommen über Maßnahmen, 

die von den Mitgliedstaaten der W esteuropäischen Union zu treffen sind, 
um das Rüstungskontrollamt zu befähigen, seine Kontrolle wirksam auszuüben, 
sowie über die Einführung eines angemessenen Rechtsverfahrens 
gemäß Protokoll Nr. IV zu dem durch die am 23. Oktober 1954 
zu Paris Unterzeichneten Protokolle geänderten Brüsseler Vertrag 

Convention concerning measures 
to be taken by Member States of Western European Union 
in order to enable the Agency for the Control 
of Armaments to carry out its control effectively 
and making Provision for due process of law 
in accordance with Protocol No. IV of the Brussels Treaty 
as modified by the Protocols signed at Paris on 23rd October 1954 

Convention concernant les mesures 
ä prendre par les Etats membres de l'Union de l'Europe occidentale 
pour permettre ä l'Agence pour le contröle des armements 
d'exercer efficacement son contröle 
et etablissant la garantie d’ordre juridictionnel 
prevue par le Protocole n°IV du Traite de Bruxelles 
modifie par les Protocoles signes ä Paris le 23 octobre 1954 


THE GOVERNMENTS OF THE KING- 
DOM OF BELGIUM, THE FRENCH 
REPUBLIC, THE FEDERAL REPUBLIC 
OF GERMANY, THE ITALIAN RE- 
PUBLIC, THE GRAND DUCHY OF 
LUXEMBOURG, THE KINGDOM OF 
THE NETHERLANDS AND THE 
UNITED KINGDOM OF GREAT BRIT- 
AIN AND NORTHERN IRELAND, 
Parties to the Treaty of Economic, 
Social and Cultural Collaboration and 
Collective Self-Defence, signed at 
Brussels on 17th March 1948, as modi- 
fied by the Protocols signed at Paris 
on 23rd October 1954, 


CONSIDERING Protocol No. IV to 
the Brussels Tieaty as modified by 
the Protocols signed at Paris on 23rd 
October 1954 and the undertakings 
given therein; 

CONSIDERING the desirability of 
providing in greater detail for the 
application of the principle of Co- 
operation between the Agency for 
the Control of Armaments and the 
national authorities, provided for in 
Article XII of the said Protocol; 

CONSIDERING further that Article 
XI of the said Protocol requires, inter 
alia, the Provision of due process of 
law in respect of private interests; 


LES GOUVERNEMENTS DU ROYAU- 
ME DE BELGIQUE, DE LA Rfi- 
PUBLIQUE FRANCHISE, DE LA R£- 
PUBLIQUE FÖDERALE D' ALLEM A- 
GNE, DE LA RßPUBLIQUE ITALIEN- 
NE, DU GRAND-DUCHE DE LUXEM- 
BOURG, DU ROYAUME DES PAYS- 
BAS ET DU ROYAUME-UNI DE 
GRANDE-BRETAGNE ET D IRLANDE 
DU NORD, Parties au Traite de col- 
laboration en matiere economique, so- 
ciale et culturelle et de legitime de- 
fense collective signe ä Bruxelles le 
17 mars 1948 et modifie par les Pro- 
tocoles signes ä Paris le 23 octobre 
1954, 

CONSIDERANT le Protocole n° IV 
du Traite de Bruxelles modifie par les 
Protocoles signes a Paris le 23 oc- 
tobre 1954 et les engagements pris par 
Elles en vertu de ce Protocole; 

CONSIDERANT qu'il convient de 
preciser l'application du principe de 
la cooperation entre l'Agence pour le 
contröle des armements et les auto- 
rites nationales prevu par l'article 
XII du Protocole precite; 

CONSIDERANT d'autre part, que 
l'article XI de ce Protocole prevoit, 
entre autres, l'etablissement d'une ga- 
rantie d'ordre juridictionnel appro- 
priee sauvegardant les interets prives; 


(Übersetzung) 

DIE REGIERUNGEN DES KÖNIG- 
REICHS BELGIEN, DER FRANZÖSI- 
SCHEN REPUBLIK, DER BUNDESRE- 
PUBLIK DEUTSCHLAND, DER ITA- 
LIENISCHEN REPUBLIK, DES GROSS- 
HERZOGTUMS LUXEMBURG, DES 
KÖNIGREICHS DER NIEDERLANDE 
UND DES VEREINIGTEN KÖNIG- 
REICHS GROSSBRITANNIEN UND 
NORDIRLAND als Parteien des am 
17. März 1948 zu Brüssel Unterzeich- 
neten und durch die am 23. Oktober 
1954 zu Paris Unterzeichneten Proto- 
kolle geänderten Vertrags über wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle Zu- 
sammenarbeit und über kollektive 
Selbstverteidigung — 

IM HINBLICK auf das Protokoll 
Nr. IV zu dem durch die am 23. Okto- 
ber 1954 zu Paris Unterzeichneten Pro- 
tokolle geänderten Brüsseler Vertrag 
und auf die in dem genannten Proto- 
koll übernommenen Verpflichtungen; 

IN DER ERWÄGUNG, daß es wün- 
schenswert ist, die Anwendung des in 
Artikel 12 des genannten Protokolls 
vorgesehenen Grundsatzes der Zu- 
sammenarbeit zwischen dem Rüstungs- 
kontrollamt und den staatlichen Be- 
hörden genauer zu regeln; 

IN DER ERWÄGUNG, daß Artikel 11 
des genannten Protokolls unter ande- 
rem die Einführung eines angemesse- 
nen Rechtsverfahrens in bezug auf 
private Interessen vorsieht; 
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CONSIDERING that such interests 
should be protected on a uniform 
basis and that an international Tri- 
bunal should be established as an 
organ of Western European Union for 
this purpose; 

AGREE AS FOLLOWS: 


CHAPTER I 

Measures to be taken by member 
States of Western European Union 
in Order to enable the Agency for 
the Control of Armaments to carry 
out its control effectively 


Ar ticl e 1 

Member States undertake to adopt 
the legislative measures or regulations 
required to secure the enforcement of 
the control measures taken by the 
Agency for the Control of Armaments 
(hereinafter referred to as "the 
Agency") in execution of Protocol 
No. IV to the Brussels Treaty as modi- 
fied by the Protocols signed at Paris 
on 23rd October 1954 (hereinafter re- 
ferred to as "Protocol No. IV"). 


Article 2 

1. The measures adopted by each 
member State in pursuance of Ar- 
ticle 1 shall come into force on the 
same date. This date shall be decided 
by the Council of Western European 
Union (hereinafter referred to as "the 
Council"). 

2. If a State has adopted no new 
measures by the date referred to in 
Paragraph 1 , the appropriate provisions 
ensuring the effective functioning of 
that State’s financial administration 
shall, without prejudice to Article 7, 
apply from that date to the activities 
of the Agency on the territory of 
that State. 


CHAPTER II 

Provision of due process of law in 
accordance with Protocol No. IV 


Article 3 

A Tribunal located at the seat of 
the Court of the European Commu- 
nities shall be established for the pro- 
tection of private interests as con- 
templated by Article XI of Protocol 
No. IV. 


CONSIDERANT que ces interets 
doivent etre proteges de maniere uni- 
forme et qu'il importe de creer ä 
cette fin un tribunal international, Or- 
gane de l'Union de l’Europe occiden- 
tale; 

SONT CONVENUS DE CE QUI 
SUIT : 


CHAPITRE I er 

Mesures ä prendre par les Etats 
membres de l'Union de l’Europe 
occidentale pour permettre 
ä l'Agence pour le contröle des 
armements d’exercer efficacement 
son contröle 

Article 1 er 

Les Etats membres s’engagent ä 
prendre les mesures legislatives ou 
reglementaires propres ä assurer 
l’execution des mesures de contröle 
prises par lAgence pour le contröle 
des armements (denommee ci-apres 
«lAgence») en execution du Proto- 
cole n° IV du Traite de Bruxelles 
modifie par les Accords signes a Pa- 
ris le 23 octobre 1954 (denomme ci- 
apres « Protocole n° IV»), 


Article 2 

1. Les dispositions prises par chacun 
des Etats membres en application de 
l'article 1 er entrent en vigueur ä la 
meme date. Cette date est fixee par 
le Conseil de l’Union de l’Europe oc- 
cidentale (denomme ci-apres « le Con- 
seil »). 

2. Si un Etat determine n'a pas 
adopte de dispositions nouvelles ä la 
date prevue sous 1, il appliquera, ä 
partir de cette date et sans prejudice 
de l'article 7, les dispositions corres- 
pondantes garantissant l'efficacite de 
l’action de son administration finan- 
ciere ä l’activite de l’Agence sur son 
territoire. 


CHAPITRE II 

Etablissement de la garantie 
d'ordre juridictionnel prevue 
par le Protocole n° IV 

Article 3 

La protection des interets prives 
mentionnee ä l’article XI du Proto- 
cole n° IV est confiee ä un tribunal 
ayant le meme siege que la Cour des 
Communautes europeennes, 


IN DER ERWÄGUNG, daß diese In- 
teressen auf einheitlicher Grundlage 
zu schützen sind und daß zu diesem 
Zweck ein internationales Gericht als 
Organ der Westeuropäischen Union 
errichtet werden soll — 

KOMMEN WIE FOLGT ÜBEREIN: 


KAPITEL I 

Maßnahmen, die von den Mitglied- 
staaten der Westeuropäischen 
Union zu treffen sind, um das 
Rüstungskontrollamt zu befähigen, 
seine Kontrolle wirksam 
auszuüben 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, 
die Rechtsvorschriften zu erlassen, die 
erforderlich sind, um die Durchfüh- 
rung der Kontrollmaßnahmen sicher- 
zustellen, die in Ausführung des Pro- 
tokolls Nr. IV (im folgenden als Pro- 
tokoll Nr. IV bezeichnet) zu dem durch 
die am 23. Oktober 1954 zu Paris Un- 
terzeichneten Protokolle geänderten 
Brüsseler Vertrag von dem Rüstungs- 
kontrollamt (iin folgenden als „Amt" 
bezeichnet) getroffen werden. 


Artikel 2 

1. Die von den einzelnen Mitglied- 
staaten gemäß Artikel 1 erlassenen 
Vorschriften treten sämtlich gleichzei- 
tig in Kraft. Der Zeitpunkt wird vom 
Rat der Westeuropäischen Union (im 
folgenden als „Rat" bezeichnet) fest- 
gesetzt. 

2. Hat ein Staat bis zu dem in Ab- 
satz 1 erwähnten Zeitpunkt keine 
neuen Vorschriften erlassen, so gelten 
von diesem Zeitpunkt an unbeschadet 
des Artikels 7 für die Tätigkeit des 
Amtes in dem Hoheitsgebiet dieses 
Staates die entsprechenden Bestim- 
mungen, durch die er das wirksame 
Arbeiten seiner Finanzverwaltung 
sicherstellt. 


KAPITEL II 

Einführung eines angemessenen 
Rechtsverfahrens gemäß Protokoll 
Nr. IV 

Artikel 3 

Zum Schutz der in Artikel 11 des 
Protokolls Nr. IV genannten privaten 
Interessen wird ein Gericht am Sitz 
des Gerichtshofs der europäischen Ge- 
meinschaften errichtet. 
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SECTION I 
Competence 
Article 4 

1. The Tribunal provided for in Ar- 
ticle 3 shall determine Claims for com- 
pensation against Western European 
Union subinitted by physicai or juri- 
dical persons whose private interests 
may have been damaged by excess 
or abuse of authority on the part of 
the Agency or its officials, or by 
wrongful acts or omissions of such 
officials, committed in either their 
personal or official capacity and con- 
nected with the performance of their 
duties. 

2. The Tribunal shall also determine 
Claims for return of documents or 
other materials wrongfully obtained, 
made or detained by officials of the 
Agency in either their personal or 
official capacity and in connection 
with the performance of their duties. 


Article 5 

When reasons exist for considering 
that an irregularity of the kind con- 
templated in paragraph 1 of Article 4 
has been committed, the Tribunal 
may, in exceptional circumstances, 
make a provisional order directing 
the payment into court of provisional 
damages. This order shall in no way 
prejudice the final decision of the 
Tribunal. 

The Tribunal may in addition order 
measures of Conservation, when the 
case involves documents or other 
materials obtained, made or detained 
by officials of the Agency. 


Article 6 

The decisions of the Tribunal shall, 
where appropriate, be based upon the 
regulations for the functioning of the 
Agency as approved and officially 
published by the Council. 

Article 7 

If any person opposes or appears 
likely to oppose the execution of a 
control order, the Agency may, with- 
out prejudice to any penal liability 
which that person may incur, request 
a direction from the President of the 
Tribunal for the enforcement of ac- 
cess by officials of the Agency to the 
plant or depot or part thereof in ques- 
tion. The direction shall be made as 
speedily as possible when the Presi- 
dent is satisfied that the control order 
is in conformity with the regulations 
referred to in Article 6. When the 


SECTION Ure 
Competence 
Article 4 

1. Le tribunal prevu ä l'article 3 
statue sur les recours en dommages 
et interets introduits contre l'Union 
de l Europe occidentale par les per- 
sonnes physiques et morales dont les 
interets prives auraient ete leses par 
des exces ou abus de pouvoirs impu- 
tables ä l'Agence ou ä ses fonction- 
naires, ou par une faute de Service 
ou une faute personnelle commise par 
ces agents en relation avec l'exercice 
de leurs fonctions. 


2. Le tribunal statue egalement sur 
les demandes tendant ä la restitution 
de documents et pieces indüment sai- 
sis, etablis ou retenus par des fonc- 
tionnaires de l'Agence, suite a une 
faute de Service ou ä une faute per- 
sonnelle commise en relation avec 
l’exercice de leurs fonctions. 


Article 5 

Lorsqu'il existe des raisons d’esti- 
mer qu'une irregularite du type vise 
au paragraphe 1 de l'article 4 ä ete 
commise, le tribunal peut, dans des 
circonstances exceptionnelles, prendre 
une ordonnance provisoire prevoyant 
le depot au tribunal de dommages et 
interets provisionnels. Cette ordon- 
nance ne prejuge en rien le jugement 
definitif. 


Le tribunal peut, en outre, edicter 
des mesures conservatoires concer- 
nant les documents et pieces saisis, 
etablis ou retenus par les fonction- 
naires de l'Agence. 


Article 6 

Les decisions du tribunal seront, 
s'il y a lieu, fondees sur les regle- 
ments regissant le fonctionnement de 
l'Agence tels qu'ils auront ete approu- 
ves et officiellement publies par le 
Conseil. 


Article 7 

Si une personne s'oppose ou semble 
enciine ä s'opposer ä l'execution d’un 
ordre de contröle, l'Agence peut, sans 
prejudice de la responsabilite penale 
que cette personne peut encourir, sol- 
liciter du President du tribunal un 
mandat permettant d'assurer par voie 
de contrainte l'entree des fonction- 
naires de l'Agence dans l'usine ou le 
depot en question ou dans certaines 
de ses parties. Ce mandat sera deli- 
vre dans les plus brefs delais lorsque 
le President sera convaincu que 
lordre de contröle est conforme aux 


ABSCHNITT I 

Zuständigkeit 

Artikel 4 

1. Das in Artikel 3 vorgesehene Ge- 
richt entscheidet über Schadenersatz- 
ansprüche, die gegen die Westeuro- 
päische Union von natürlichen oder 
juristischen Personen erhoben wer- 
den, deren private Interessen durch 
Überschreitung oder Mißbrauch der 
Amtsgewalt seitens des Amtes oder 
seiner Bediensteten oder durch Rechts- 
verstöße geschädigt worden sind, die 
die Bediensteten im Zusammenhang 
mit der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
in amtlicher oder persönlicher Eigen- 
schaft begangen haben. 

2. Das Gericht entscheidet ferner 
über Ansprüche auf Rückgabe von 
Dokumenten oder sonstigen Unter- 
lagen, die von Bediensteten des Am- 
tes im Zusammenhang mit der Wahr- 
nehmung ihrer Aufgaben in amtlicher 
oder persönlicher Eigenschaft wider- 
rechtlich beschafft, angefertigt oder 
zurückgehalten worden sind. 

Artikel 5 

Liegen Gründe für die Annahme 
vor, daß eine Unregelmäßigkeit im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 began- 
gen worden ist, so kann das Gericht 
in Ausnahmefällen eine einstweilige 
Verfügung erlassen, durch welche die 
Hinterlegung eines vorläufigen Scha- 
denersatzbetrags bei dem Gericht an- 
geordnet wird. Diese Verfügung greift 
der endgültigen Entscheidung nicht 
vor. 

Außerdem kann das Gericht vor- 
sorgliche Maßnahmen in bezug auf 
Dokumente oder sonstige Unterlagen 
anordnen, die von Bediensteten des 
Amtes beschafft, angefertigt oder zu- 
rückgehalten worden sind. 

Artikel 6 

Die Entscheidungen des Gerichts 
sind, soweit angebracht, auf die vom 
Rat genehmigten und amtlich bekannt- 
gegebenen Regelungen für die Tätig- 
keit des Amtes zu stützen. 

Artikel 7 

Wenn jemand sich der Ausführung 
einer Kontrollanordnung widersetzt 
oder den Anschein erweckt, er werde 
sich widersetzen, kann das Amt un- 
beschadet der strafrechtlichen Verant- 
wortlichkeit des Betreffenden bei dem 
Präsidenten des Gerichts den Erlaß 
einer Verfügung beantragen, durch die 
den Bediensteten des Amtes der Zu- 
gang zu dem betreffenden Werk oder 
Depot oder zu Teilen derselben im 
Wege des Zwangs ermöglicht wird. 
Eine solche Verfügung wird unver- 
züglich erlassen, wenn der Präsident 
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direction is made, the national au- 
thorities of the State concerned shall 
ensure access by the officials of the 
Agency to the aforementioned prem- 
ises. Execution of this direction may 
not be prevented by any national 
authority, judicial or otherwise. 


The decision of the President shall 
in no way prejudice the determination 
by the Tribunal of any subsequent 
claim concerning the same case sub- 
mitted under Article 4. 


SECTION II 

Composition 

Article 8 

1. The Tribunal shall be composed 
of three independent judges, one of 
whom shall be the President. 

2. The Council shall draw up a list 
of seven names, which shall include 
one national of each member State of 
Western European Union who shall, 
where the composition of the Court 
of the European Communities permits, 
be a member of that Court. 

The judges shall be appointed by 
the drawing of lots and shall be em- 
panelled by the Council for a period 
of two years. They shall however 
continue to sit beyond the expiry of 
this period to deal with cases still 
outstanding before them. 

3. In cases where no member of the 
Tribunal is of the same nationality 
as the plaintiff, one of the judges, to 
be chosen by lot, shall be replaced 
by the person of the plaintiff's na- 
tionality named in the list referred to 
in the first sub-paragraph of par- 
agraph 2. 

If the plaintiff is not a national of 
one of the member States of Western 
European Union, one of the judges, 
chosen by lot, shall be replaced by 
the person named on the list referred 
to above who is of the nationality 
of the member State of Western Euro- 
pean Union where the unit subject 
to control is located. 


Article 9 

1. The Council shall draw up a list 
of alternates in accordance with the 
principles set forth in the first sub- 
paragraph of paragraph 2 of Article 8. 

An alternate shall be designated for 
each judge; in each case the alternate 
shall be of the same nationality as 
the judge. 


reglements inentionnes ä l’article 6. 
Une fois le mandat delivre, les auto- 
lites nationales de l’Etat interesse as- 
surent l'entree des fonctionnaires de 
l'Agence dans les lieux precites. Au- 
cune autorite nationale, judiciaire ou 
autre, ne peut s’opposer ä l'execution 
de ce mandat. 


La decision du President ne pre- 
juge en rien le jugement du tribunal 
au sujet de toute plainte concernani 
le meme cas deposee ulterieurement 
aux termes de l’article 4. 


SECTION II 

Composition 

Article 8 

1. Le tribunal est forme de trois 
juges offrant toutes garanties d'inde- 
pendance, dont un President, 


2. Le Conseil etablira une liste de 
sept noms. Cette liste comprendra un 
ressortissant de chaque Etat membre 
de l'Union de l'Europe occidentale et 
qui est, lorsque la composition de la 
Cour des Communautes europeennes 
le permet, membre de cette Cour. 


Les juges sont designes par tirage 
au sort et institues par le Conseil 
pour deux ans. Ils siegent toutefois 
apres ce delai pour statuer sur les af- 
faires pendantes au moment de l'ex- 
piration de leur mandat. 

3. Lorsque, dans un litige deter- 
mine, aucun juge n'est de la meme 
national ite que le demandeur, un des 
juges, designe par tirage au sort, sera 
remplace par la personne figurant sur 
la liste visee ä l’alinea premier du 
paragraphe 2 qui est de cette natio- 
nale. 

Si le demandeur n'est pas ressor- 
tissant d’un Etat membre de l'Union 
de l'Europe occidentale, un des juges, 
designe par tirage au sort, sera rem- 
place par la personne figurant sur la 
liste precitee qui est ressortissant de 
l’Etat membre de l'Union de l'Europe 
occidentale oü lentite soumise au 
contröle est situee. 


Article 9 

1. Le Conseil etablira, conforme- 
ment aux principes enonces ä l'alinea 
1 du paragraphe 2 de l'article 8 une 
liste de suppleants. 

11 sera designe pour chaque juge un 
suppleant de la meme nationalite. 


der Überzeugung ist, daß die Kon- 
trollanordnung den in Artikel 6 ge- 
nannten Regelungen entspricht. Ist die 
Verfügung ergangen, so verschaffen 
die Behörden des betreffenden Staates 
den Bediensteten des Amtes Zugang 
zu den erwähnten Grundstücken. Die 
Durchführung dieser Verfügung kann 
von Gerichten oder Behörden eines 
Staates nicht verhindert werden. 

Die Entscheidung des Präsidenten 
greift der Entscheidung des Gerichts 
über einen später in derselben Sache 
gemäß Artikel 4 erhobenen Anspruch 
nicht vor. 

ABSCHNITT II 

Zusammensetzung 

Artikel 8 

1. Das Gericht besteht aus drei Rich- 
tern, die jede Gewähr für Unabhän- 
gigkeit bieten; einer von ihnen be- 
kleidet das Amt des Präsidenten. 

2. Der Rat stellt eine Liste mit sie- 
ben Namen auf, die je einen Ange- 
hörigen jedes Mitgliedstaats der West- 
europäischen Union enthält; diese 
Personen sollen Mitglieder des Ge- 
richtshofs der Europäischen Gemein- 
schaften sein, soweit dies nach dessen 
Zusammensetzung möglich ist. 

Die Richter werden durch das Los be- 
stimmt und vom Rat auf zwei Jahre in 
ihr Amt eingesetzt. Sie bleiben über 
diesen Zeitraum hinaus zuständig für 
Entscheidungen in den Angelegenhei- 
ten, die bei Ablauf ihrer Amtszeit 
noch anhängig sind. 

3. Besitzt in einer Streitsache keiner 
der Richter die Staatsangehörigkeit 
des Klägers, so wird einer von ihnen, 
der durch das Los zu bestimmen ist, 
durch diejenige Person aus der in Ab- 
satz 2 Satz 1 erwähnten Liste ersetzt, 
welche die Staatsangehörigkeit des 
Klägers besitzt. 

Ist der Kläger nicht Angehöriger 
eines Mitgliedstaats der Westeuro- 
päischen Union, so wird einer der 
Richter, der durch das Los zu bestim- 
men ist, durch diejenige Person aus 
der vorstehend erwähnten Liste er- 
setzt, welche die Staatsangehörigkeit 
des Mitgliedstaats der Westeuro- 
päischen Union besitzt, in dem sich 
das der Kontrolle unterliegende Ob- 
jekt befindet. 

Artikel 9 

1. Der Rat stellt nach den in Ar- 
tikel 8 Absatz 2 Satz 1 angegebenen 
Grundsätzen eine Liste von Stellver- 
tretern auf. 

Für jeden Richter wird ein Stellver- 
treter gleicher Staatsangehörigkeit be- 
stimmt. 
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2. The alternate shall take the place 
of the judge when the latter is unable 
to sit. 

Any judge ceasing to be a member 
of the Tribunal before the expiry of 
his period of Office shall be replaced 
by his alternate for the remainder of 
that period. 

Article 10 

The judges shall appoint one of 
their members to be President for two 
years. 

In cases where the President is of 
the same nationality as the plaintiff, 
the elder of the other two judges 
shall preside in his place. 


Article 11 

1. The Clerk of the Tribunal shall 
be appointed by the Tribunal, after 
consultation with the Council. The 
Tribunal shall determine his condi- 
tions of employment, subject to the 
provisions of Articles 20 and 21, after 
consultation with the Council. 

He shall be a national of one of 
the member States of Western Euro- 
pean Union. 

2. The composition and conditions 
of employment of the staff of the 
Office of the Clerk shall be deter- 
mined by the Council, on the proposal 
of the Tribunal. All members of the 
staff shall be responsible to the Clerk 
under the authority of the President. 

SECTION III 

Procedure 

Article 12 

1. Claims shall be submitted to the 
President in accordance with the rules 
of procedure referred to in Article 19. 


They must be submitted within one 
year from the date on which the dam- 
age envisaged in Article 4 comes to 
the knowledge of the plaintiff. They 
may not be submitted more than 
10 years after the date on which the 
act or omission causing such damage 
occurs. 

2. Claims concerning private in- 
terests which may have been damaged 
before the entry into force of the 
present Convention can be submitted 
not later than one year from the date 
of such entry into force. 

Article 13 

When submitting a Claim, the claim- 
ant must, unless the President decides 
otherwise, deposit a security to cover 


2. Lorsque le juge est dans l'impos- 
sibilite de sieger, il est remplace par 
son suppleant. 

Le juge dont la fonction prend fin 
avant l’expiration de son mandat est 
remplace par son suppleant pour la 
duree du mandat restant ä courir. 

Article 10 

Les juges designent parmi eux, 
pour deux ans, le President du tribu- 
nal. 

Lorsque, dans un litige determine, 
le President est de la meme nationa- 
le que le demandeur, la presidence 
sera assumee par le plus äge des 
deux autres juges. 

Article 11 

1. Le greffier du tribunal est nom- 
me par le tribunal apres avis du Con- 
seil. Le tribunal fixe le Statut du gref- 
fier, sous reserve des dispositions des 
articles 20 et 21 et apres avis du Con- 
seil. 

II doit etre ressortissant d'un Etat 
membre de l'Union de l’Europe occi- 
dentale. 

2. La composition du greffe ainsi 
que le Statut de son personnel sont 
delermines par le Conseil sur proposi- 
tion du tribunal. Le personnel releve 
du greffier sous l’autorite du Presi- 
dent. 


SECTION III 

Procedure 

Article 12 

1. Le tribunal est saisi par une re- 
quete adressee au President, confor- 
mement aux formalites etablies par le 
regiement de procedure prevu a l'ar- 
ticle 19. 

Les requetes doivent etre intro- 
duites dans un delai d'un an ä comp- 
ter du jour oü le demandeur a eu con- 
naissance de la lesion prevue ä Lar- 
ticle 4. Elles ne peuvent plus etre in- 
troduites apres 10 ans ä compter du 
jour de l’acte ou de l'omission, cause 
de la lesion. 


2. Les requetes concernant des in- 
terets prives leses avant l’entree en 
vigueur de la presente Convention 
peuvent etre introduites dans un de- 
lai d'un an ä compter du jour de cette 
entree en vigueur. 

Article 13 

La recevabilite de la requete est 
soumise au depöt prealable par le de- 
mandeur d’une caution destinee ä 


2, Der Stellvertreter tritt an die 
Stelle des Richters, wenn dieser ver- 
hindert ist. 

Endet das Amt eines Richters vor 
Ablauf seiner Amtszeit, so wird er 
für die verbleibende Amtszeit durch 
seinen Stellvertreter ersetzt. 

Artikel 10 

Die Richter wählen aus ihrer Mitte 
den Präsidenten des Gerichts auf zwei 
Jahre, 

Besitzt in einer Streitsache der Prä- 
sident die Staatsangehörigkeit des 
Klägers, so nimmt der ältere der bei- 
den anderen Richter das Amt des 
Präsidenten wahr, 

Artikel 11 

1. Der Kanzler des Gerichts wird 
von diesem nach Anhörung des Rates 
ernannt. Vorbehaltlich der Artikel 20 
und 21 und nach Anhörung des Rates 
bestimmt das Gericht die Stellung des 
Kanzlers. 

Er muß die Staatsangehörigkeit 
eines Mitgliedstaats der Westeuro- 
päischen Union besitzen. 

2. Die Zusammensetzung und die 
Beschäftigungsbedingungen des Perso- 
nals der Kanzlei werden auf Vorschlag 
des Gerichts vom Rat bestimmt. Das 
Personal untersteht dem Kanzler un- 
ter der Aufsicht des Präsidenten. 

ABSCHNITT III 
Verfahren 

Artikel 12 

1. Zur Klageerhebung ist bei dem 
Präsidenten unter Innehaltung der 
Formvorschriften, die in der in Arti- 
kel 19 vorgesehenen Verfahrensord- 
nung niedergelegt sind, eine Klage- 
schrift einzureichen. 

Die Klageschrift muß binnen einem 
Jahr nach dem Tage eingereicht wer- 
den, an dem ein Schaden im Sinne des 
Artikels 4 dem Kläger zur Kenntnis 
gelangt ist. Mit Ablauf von zehn Jah- 
ren nach dem Tage, an dem die den 
Schaden verursachende Handlung oder 
Unterlassung erfolgt ist, kann keine 
Klage mehr erhoben werden. 

2. Klagen wegen Schädigung priva- 
ter Interessen vor dem Inkrafttreten 
dieses Übereinkommens können bin- 
nen einem Jahr nach dem Tag des 
Inkrafttretens erhoben werden. 


Artikel 13 

Eine Klage ist nur zulässig, wenn 
der Kläger Sicherheit für etwaige 
Prozeßkosten leistet, sofern nicht der 
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the costs, if any, of the hearing. The 
actual sum to be deposited shall be 
fixed by the President in each case. 


Arti cle 14 

1. The Tribunal may, under the 
conditions laid down in the rules of 
procedure, demand the production of 
evidence, documentary or other, in- 
vite the attendance of witnesses to 
testify, request expert opinion and 
direct enquiries to be made. 

2. Hach member State undertakes to 
ensure that the appropriate measures 
are taken on any Letter of Request 
which may be addressed by the Tri- 
bunal to the competent national au- 
thority for a witness to be heard by 
the judicial authorities of the member 
State where he has his usual residence 
or, in default, is residing at the time 
of the issue of the Letter of Request. 


Article 15 

The parties may be assisted by 
members of the legal professions of 
any member State of Western Euro- 
pean Union who are entitled to prac- 
tise before courts of that State. Pro- 
fessors who are nationals of member 
States and are entitled to plead in 
court by virtue of the legislation of 
their countries shall have the same 
rights before the Tribunal as those 
granted to members of the legal pro- 
fessions. 


Article 16 

Judgments shall be in writing and 
must be delivered at a public hearing 
to which the parties are summoned; 
the grounds must be stated. 

All judgments shall be final and 
without appeal. 

Article 17 

1. An application for revision of a 
judgment may be made only when it 
is based upon the discovery of some 
fact of such a nature as to be a de- 
cisive factor, which fact was, when 
the judgment was given, unknown to 
the Tribunal and also to the party 
claiming revision, provided always 
that such ignorance was not due to 
negligence. 

2. The application for revision must 
be made at latest within six months 
of the discovery of the new fact. No 
such application may be submitted 
more than ten years after the date of 
the judgment. 


couvrir les eventuels frais de proce- 
dure, sauf decision contraire du Pre- 
sident. Le montant de la caution sera 
fixe forfaitairement par le President 
dans chaque cas. 


Article 14 

1. Le tribunal peut, dans les condi- 
tions determinees par le regiement de 
procedure, requerir la production de 
pieces ä conviction, ecrites ou autres, 
inviter des temoins ä venir deposer, 
demander l'avis d’experts et ordon- 
ner des enquetes. 

2. Chaque Etat inembre s'engage ä 
donner suite ä toute commission ro- 
gatoire qui peut etre adressee par le 
tribunal ä l'autorite nationale compe- 
tente en vue de faire entendre un te- 
moin par les autorites judiciaires de 
l’Etat membre oü il a son domicile ou, 
ä defaut, sa residence au moment de 
la citation. 


Article 15 

Les parties peuvent se faire assis- 
ter d'avocats inscrits ä un barreau 
dun Etat membre de l'Union de 
l'Europe occidentale. Les professeurs 
ressortissants des Etats membres dont 
la legislation leur reconnait le droit 
de plaider, jouissent devant le tribu- 
nal des droits reconnus aux avocats. 


Article 16 

Lesjugements sont ecrits etmotives. 
Ils sont prononces en seance publi- 
que, les parties etant convoquees. 


Ils sont definitifs et saus recours. 


Article 17 

1. La revision du jugement ne peut 
etre demandee au tribunal qu'en rai- 
son de la decouverte d'un fait de na- 
ture a exercer une influence decisive 
et qui, avant le prononce du juge- 
ment, etait inconnu du tribunal et de 
la partie qui demande la revision, 
sans qu'il y ait, de sa part, faute ä 
l’ignorer. 

2. La demande en revision devra 
etre formee au plus tard dans le delai 
de six mois apres la decouverte du 
fait nouveau. Aucune demande ne 
pourra etre formee apres Eexpiration 
d un delai de dix ans ä dater du juge- 
ment. 


Präsident etwas anderes bestimmt. Die 
Höhe der Sicherheit wird vom Präsi- 
denten je nach Lage des Falles festge- 
setzt. 


Artikel 14 

1. Das Gericht kann unter den in 
der Verfahrensordnung festgelegten 
Bedingungen die Vorlage von schrift- 
lichem oder sonstigem Beweismaterial 
verlangen, Zeugen zur Vernehmung 
vorladen, Sachverständigengutachten 
einholen und die Durchführung von 
Ermittlungen anordnen. 

2. Jeder Mitgliedstaat verpflichtet 
sich, dafür Sorge zu tragen, daß jedem 
Rechtshilfeersuchen stattgegeben wird, 
welches das Gericht an die zustän- 
dige staatliche Behörde mit dem Ziel 
richtet, einen Zeugen durch die Ge- 
richtsbehörde des Mitgliedstaats ver- 
nehmen zu lassen, in dem er zur Zeit 
des Ersuchens seinen Wohnsitz oder, 
in Ermangelung eines solchen, seinen 
Aufenthalt hat. 

Artikel 15 

Die Parteien können sich des Bei- 
standes von Anwälten bedienen, die 
in einem Mitgliedstaat der Westeuro- 
päischen Union zugelassen sind. Hoch- 
schullehrer, die Angehörige von Mit- 
gliedstaaten sind, deren Rechtsord- 
nung ihnen ein Recht zu plädieren 
gibt, haben vor dem Gericht die den 
Anwälten zuerkannte Rechtsstellung. 


Artikel 16 

Die Urteile werden schriftlich nie- 
dergelegt und mit Gründen versehen; 
sie werden in öffentlicher Sitzung ver- 
kündet, zu der die Parteien geladen 
werden. 

Alle Urteile sind endgültig; ein 
Rechtsmittel ist nicht gegeben. 

Artikel 17 

1. Die Wiederaufnahme eines Ver- 
fahrens kann beim Gericht nur dann 
beantragt werden, wenn eine Tatsache 
von entscheidender Bedeutung be- 
kannt wird, die vor Verkündung des 
Urteils dem Gericht und der die Wie- 
deraufnahme beantragenden Partei un- 
bekannt war, sofern die Unkenntnis 
der Partei nicht auf Fahrlässigkeit be- 
ruhte. 

2. Der Wiederaufnahmeantrag muß 
binnen sechs Monaten nach Aufdek- 
kung der neuen Tatsache gestellt wer- 
den. Mit Ablauf von zehn Jahren nach 
Verkündung des Urteils kann kein 
Wiederaufnahmeantrag mehr gestellt 
werden. 
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Article 18 

In case of doubt concerning the 
meaning or scope of a judgment, the 
Tribunal shall give an explanatory 
ruling at the request either of the 
Council or of any party who can 
prove legitimate interest. 


Article 19 

The Tribunal shall draw up its rules 
of procedure, which shall be submitted 
to the Council for approval. 


SECTION IV 

Privileges and Immunities 

Article 20 

1. The judges shall enjoy immunity 
from legal process. 

Any member State shall, however, 
be free to limit the immunity of a 
judge who is its national to immunity 
in respect of words spoken or written 
or acts done by him in the course of 
his official duties. 

The judges shall retain immunity 
after their term of office in respect of 
words spoken or written or acts done 
by them in the course of their official 
duties. 

The Tribunal may waive the im- 
munity of the judges. 

Only the courts with jurisdiction 
over members of the highest national 
judiciary in each member State shall 
have jurisdiction in criminal pro- 
ceedings against judges whose im- 
munity has been so suspended. 

The judges, without regard to na- 
tionality, shall also enjoy within the 
territory of each member State the 
Privileges enumerated below: 

a) exemption from any national 
tax on salaries, emoluments 
and allowances paid by West- 
ern European Union; 

b) exemption, together with their 
spouses and the dependent 
members of their families, 
from regulations limiting Im- 
migration and from formalities 
for the registration of aliens; 

c) enjoyment of the right to im- 
port their furniture andeffects 
free of duty at the time they 
initially assume their func- 
tions in the country in ques- 
tion, and to re-export such 


Article 18 

En cas de difficulte sur le sens et 
la portee d’un jugement, il appartient 
au tribunal de l'interpreter, sur la de- 
mande du Conseil ou dune partie 
justifiant d’un interet ü cette fin. 


Article 19 

Le tribunal etablit son regiement de 
procedure. Ce regiement est soumis 
ä l'approbation du Conseil. 


SECTION IV 

Privileges et immunites 

Article 20 

1. Les juges jouissent de l'immunite 
de juridiction. 

Chaque Etat membre pourra nean- 
moins restreindre l’immunite du juge 
de sa nationalite aux actes accomplis 
par lui en sa qualite officielle, y com- 
pris ses paroles et ecrits. 


Apres la cessation de leurs fonc- 
tions, les juges continuent ä bene- 
ficier de Limmunite en ce qui con- 
cerne les actes accomplis par eux en 
leur qualite officielle, y compris leurs 
paroles et ecrits. 

Le tribunal peut lever l'immunite 
des juges. 

Au cas oü l’immunite ayant ete 
levee, une action penale est engagee 
contre un juge, celui-ci n’est jnsti- 
ciable, dans chacun des Etats mein- 
bres, que de l’instance competente 
pour juger les magistrats appartenant 
ä la plus haute juridiction nationale. 

Les juges, quelle que soit leur na- 
tionalite, beneficient, en outre, sur le 
territoire de chacun des Etats mem- 
bres, des Privileges et immunites 
enumeres ci-apres: 

a) ils sont exoneres de tout im- 
pöt national sur les traite- 
ments, emoluments et indem- 
nites verses par l’Union de 
l’Europe occidentale; 

b) ils ne sont pas soumis, non 
plus que leurs conjoints et les 
membres de leur famille vi- 
vant ä leur Charge, aux dispo- 
sitions limitant l'immigration 
et aux formalites d’enregistre- 
ment des etrangers; 

c) ils jouissent du droit d’impor- 
ter en franchise leur mobilier 
et leurs effets ä l’occasion de 
leur premiere prise de fonc- 
tions dans le pays interesse, 
et de les reexporter en fran- 


Artikel 18 

Bestehen Zweifel über Sinn oder 
Tragweite eines Urteils, so ist das 
Gericht zuständig, das Urteil auf An- 
trag des Rates oder einer Partei aus- 
zulegen, die ein berechtigtes Interesse 
hieran glaubhaft macht. 


Artikel 19 

Das Gericht erläßt seine Verfahrens- 
ordnung. Sie bedarf der Genehmigung 
des Rates. 


ABSCHNITT IV 
Vorrechte und Befreiungen 

Artikel 20 

1. Die Richter sind keiner Gerichts- 
barkeit unterworfen. 

Jeder Mitgliedstaat kann jedoch für 
den Richter, der seine Staatsange- 
hörigkeit besitzt, diese Befreiung auf 
die von ihm in amtlicher Eigenschaft 
vorgenommenen Handlungen ein- 
schließlich seiner mündlichen und 

schriftlichen Äußerungen beschränken. 

Diese Befreiung gilt auch nach Ab- 
lauf der Amtszeit der Richter für die 
von ihnen in amtlicher Eigenschaft 
vorgenommenen Handlungen ein- 
schließlich ihrer mündlichen und 

schriftlichen Äußerungen. 

Das Gericht kann diese Befreiung 
aufheben. 

Wird nach Aufhebung der Befreiung 
ein Strafverfahren gegen einen Rich- 
ter eingeleitet, so darf dieser in jedem 
Mitgliedstaat nur vor ein Gericht ge- 
stellt werden, das für Verfahren ge- 
gen Richter der höchsten Gerichte 
dieses Staates zuständig ist. 

Außerdem genießen die Richter 
ohne Rücksicht auf ihre Staatsange- 
hörigkeit im Hoheitsgebiet jedes Mit- 
gliedstaats folgende Vorrechte und 
Befreiungen: 

a) Steuerfreiheit hinsichtlich ihrer 
von der Westeuropäischen 
Union gezahlten Gehälter, 
Entschädigungen und sonsti- 
gen Bezüge; 

b) für sich, ihre Ehegatten und 
die von ihnen unterhaltenen 
Familienmitglieder Befreiung 
von Einwanderungsbeschrän- 
kungen und von der Melde- 
pflicht für Ausländer; 

c) das Recht, ihre Wohnungsein- 
richtung und ihre persön- 
lichen Gebrauchsgegenstände 
bei ihrem Dienstantritt zollfrei 
in das betreffende Land einzu- 
führen und bei Beendigung 
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furniture and effects free of 
duty to their country of resi- 
dence on the termination of 
their functions. 

2. The Clerk shall enjoy the im- 
munities and Privileges enumerated in 
Paragraph 1. 

The Council shall determine which 
members of the staff of the Office of 
the Clerk shall enjoy in whole or in 
part the immunities and Privileges 
enumerated in paragraph 1. 

3. The members of the legal pro- 
fessions and professors referred to in 
Article 15 shall enjoy immunity from 
legal process in regard to Statements 
made and writings produced by them 
in connection with the performance 
of the duties contemplated in that Ar- 
ticle. 

In addition, their documents shall 
be inviolable and they shall enjoy 
freedom of movement between the 
seat of the Tribunal and their ha- 
bitual place of residence. 

The immunities are granted solely 
in the Interests of the due administra- 
tion of justice and so far as they are 
necessary to the persons concerned 
for the performance of their duties. 

The Tribunal may waive these im- 
munities if it considers that such 
waiver is not contrary to the due ad- 
ministration of justice. 


SECTION V 

Financial and Fiscal Provisions 

Article 21 

Salaries, emoluments or allowances 
to be paid to the judges r the Clerk 
and the staff of the Tribunal shall be 
fixed by the Council and shall be 
chargeable against the budget of West- 
ern European Union. 


Article 22 

Any of the salaries, emoluments or 
allowances to be paid to the judges, 
the Clerk and the staff of the Office 
of the Clerk which are exempted from 
national taxation under the provisions 
of Article 20 shall be subject to taxa- 
tion for the benefit of Western Euro- 
pean Union, under the scheme intro- 
duced in accordance with Article 21 
of the Agreement on the Status of 
Western European Union, National 
Representatives and International 
Staff, signed in Paris on llth May 
1955. 


chise vers leur pays de domi- 
cile lors de la cessation de 
leurs fonctions. 


2. Le greffier beneficie des immuni- 
tes et Privileges mentionnes au para- 
graphe 1. 

Le Conseil designera les membres 
du personnel du greffe qui beneficient 
en tout ou en partie des Privileges et 
immunites mentionnes au paragra- 
phe 1. 

3. Les avocats et les professeurs 
vises ä l'article 15 jouissent de l’im- 
munite de juridiction pour les paroles 
prononcees et les ecrits produits par 
eux en rapport avec l'exercice de 
leurs fonctions prevues ä l’article pre- 
cite. 


Ils jouissent en outre de l'invio- 
labilite des documents et de la liberte 
de mouvement entre le siege du tri- 
bunal et leur lieu de residence. 


Ces immunites sont accordees aux- 
dites personnes exclusivement dans 
l’interet d'une bonne administration de 
la justice et pour autant qu'elles sont 
necessaires ä l’accomplissement de 
leurs täches. 

Le tribunal peut lever l’immunite 
lorsqu’il estime que la levee de cette 
immunite n'est pas contraire ä une 
bonne administration de la justice. 


SECTION V 

Dispositions financieres et fiscales 
Article 21 

Les traitements, emoluments ou in- 
demnites accordes aux juges, au gref- 
fier et au personnel du tribunal seront 
fixes par le Conseil. 

Ils sont ä la Charge du budget de 
l’Union de l'Europe occidentale. 


Article 22 

Les traitements, emoluments ou in- 
demnite accordes aux juges, au gref- 
fier et aux membres du personnel du 
greffe qui sont exoneres des impöts 
nationaux par application de l'article 
20 sont soumis au profit de l'Union de 
l’Europe occidentale ä l'impöt institue 
en execution de l'article 21 de la Con- 
vention sur le Statut de l'Union de 
l'Europe occidentale, des representants 
nationaux et du personnel internatio- 
nal, signee ä Paris le 11 mai 1955. 


ihrer Amtstätigkeit zollfrei in 
das Land ihres Wohnsitzes 
wieder auszuführen. 

2. Der Kanzler genießt die in Ab- 
satz 1 genannten Befreiungen und 
Vorrechte. 

Der Rat bestimmt, welche Mitglieder 
des Personals der Kanzlei die in Ab- 
satz 1 genannten Befreiungen und 
Vorrechte ganz oder teilweise ge- 
nießen. 

3. Die in Artikel 15 bezeichneten 
Anwälte und Hochschullehrer genie- 
ßen Befreiung von der Gerichtsbarkeit 
bezüglich ihrer mündlichen und schrift- 
lichen Äußerungen, soweit diese in 
Wahrnehmung ihrer in Artikel 14 
vorgesehenen Aufgaben erfolgt sind. 

Ferner sind ihre Dokumente unver- 
letzlich, und sie genießen Bewegungs- 
freiheit für Reisen zwischen dem Sitz 
des Gerichts und ihrem gewöhnlichem 
Aufenthaltsort. 

Diese Befreiungen werden aus- 
schließlich im Interesse einer ord- 
nungsgemäßen Rechtspflege gewährt, 
soweit sie für die Betreffenden zur 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben erfor- 
derlich sind. 

Das Gericht kann diese Befreiungen 
aufheben, wenn dies nach seiner Auf- 
fassung einer ordnungsgemäßen Rechts- 
pflege nicht im Wege steht. 


ABSCHNITT V 

Finanz- und Steuerbestimmungen 

Artikel 21 

Die Gehälter, Entschädigungen und 
sonstigen Bezüge der Richter, des 
Kanzlers und des Gerichtspersonals 
werden vom Rat festgesetzt. 

Sie gehen zu Lasten des Haushalts 
der Westeuropäischen Union. 


Artikel 22 

Von den auf Grund des Artikels 20 
von innerstaatlichen Steuern freige- 
stellten Gehältern, Entschädigungen 
und sonstigen Bezügen der Richter, 
des Kanzlers und des Kanzleiperso- 
nals werden Steuern zugunsten der 
Westeuropäischen Union nach der 
Steuerordnung gemäß Artikel 21 des 
am 11. Mai 1955 zu Paris Unterzeichne- 
ten Übereinkommens über den Status 
der Westeuropäischen Union, der 
nationalen Vertreter und des inter- 
nationalen Personals erhoben. 
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CHAPTER III 
Final Provisions 

Article 23 

The present Convention shall be rat- 
ified and the Instruments of ratifica- 
tion shall be deposited as soon as 
possible with the Belgian Govern- 
ment. 

It shall enter into force on the first 
day of the month following the de- 
posit of the Instrument of ratification 
of the last country to complete this 
procedure. 

The Belgian Government shall in- 
form the other Contracting Parties of 
the deposit of each instrument of 
ratification. 

Article 24 

The present Convention, in a single 
copy in the English and French lan- 
guages, both texts being equally au- 
toritative, shall remain deposited in 
the archives of the Belgian Govern- 
ment which shall transmit a certified 
copy to each of the other signatory 
States. 

IN WITNESS WHEREOF, the under- 
signed plenipotentiaries have signed 
the present Convention. 

DONE at Paris this 14th day of De- 
cember, 1957. 


For the 

GOVERNMENT OF THE KINGDOM 
OF BELGIUM: 


For the 

GOVERNMENT OF THE FRENCH 
REPUBLIC: 


For the 

GOVERNMENT OF THE FEDERAL 
REPUBLIC OF GERMANY: 


For the 

GOVERNMENT OF THE ITALIAN 
REPUBLIC: 


For the 

GOVERNMENT OF THE GRAND 
DUCHY OF LUXEMBOURG: 


CHAPITRE III 
Dispositions finales 

Article 23 

La presente Convention sera rati- 
nee, et les Instruments de ratification 
seront deposes aussitöt que faire se 
pourra aupres du Gouvernement beige. 

Elle entrera en vigueur le premier 
jour du mois suivant le depöt de l’ins- 
trument de ratification de l'Ptat Si- 
gnatare qui procedera le dernier ä 
cette formalite. 

Le Gouvernement beige informera 
les autres Parties contractantes du 
depöt de chaque instrument de rati- 
fication. 


Arti cl e 24 

La presente Convention, redigee en 
un exemplaire unique, en langue 
frangaise et en langue anglaise, les 
deux textes faisant egalement foi, 
sera deposee dans les archives du 
Gouvernement beige qui remettra une 
copie certifiee conforme ä chacun des 
Etats signataires. 

EN FOI DE QUOI, les plenipoten- 
tiaires soussignes ont appose leur 
signature au bas de la presente Con- 
vention. 

FAIT ä Paris le 14 decembre 1957. 


Pour le 

GOUVERNEMENT DU ROYAUME 
DE BELGIQUE: 
v. L a r o c k 


Pour le 

GOUVERNEMENT DE LA 
REPUBLIQUE FRANQAISE: 
P i n e a u 


Pour le 

GOUVERNEMENT DE LA 
REPUBLIQUE FEDER ALE 
D ' ALLEM AGNE: 

von Brentano 


Pou le 

GOUVERNEMENT DE LA 
REPUBLIQUE ITALIENNE: 

Giuseppe P el 1 a 


Pour le 

GOUVERNEMENT 
DU GRAND-DUCHE DE 
LUXEMBOURG: 

B e c h 


KAPITEL III 

Schlußbestimmungen 

Artikel 23 

Dieses Übereinkommen bedarf der 
Ratifizierung; die Ratifikationsurkun- 
den werden so bald wie möglich bei 
der belgischen Regierung hinterlegt. 

Das Übereinkommen tritt am ersten 
Tage des Monats in Kraft, der auf die 
Hinterlegung der Ratifikationsurkunde 
des zuletzt ratifizierenden Unterzeich- 
nerstaates folgt. 

Die belgische Regierung unterrichtet 
die anderen Vertragsparteien von der 
Hinterlegung jeder Ratifikationsur- 
kunde, 

Artikel 24 

Dieses Übereinkommen ist in einer 
Urschrift in englischer und französi- 
scher Sprache abgefaßt, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist; es wird im Archiv der belgischen 
Regierung hinterlegt; diese übermit- 
telt jedem Unterzeichnerstaat eine be- 
glaubigte Abschrift. 

ZU URKUND DESSEN haben die 
Unterzeichneten Bevollmächtigten die- 
ses Übereinkommen unterschrieben. 

GESCHEHEN zu Paris am 14. De- 
zember 1957. 


Für die 
REGIERUNG 

DES KÖNIGREICHS BELGIEN: 


Für die 
REGIERUNG 

DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK: 


Für die 

REGIERUNG DER 

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 


Für die 
REGIERUNG 

DER ITALIENISCHEN REPUBLIK: 


Für die 

REGIERUNG DES 

GROSSHERZOGTUMS LUXEMBURG: 
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For the 

GOVERNMENT OF THE KINGDOM 
OF THE NETHERLANDS: 


For the 

GOVERNMENT OF 
THE UNITED KINGDOM 
OF GREAT BRITAIN 
AND NORTHERN IRELAND: 


Pour le 

GOUVERNEMENT DU ROYAUME 
DES PAYS-BAS: 

E. H. van der Beugel 


Pour le 

GOUVERNEMENT 
DU ROY AUME-UNI 
DE GRANDE-BRETAGNE 
ET D'IRLANDE DU NORD: 

Selwyn Lloyd 


Für die 

REGIERUNG DES 

KÖNIGREICHS DER NIEDERLANDE: 


Für die 

REGIERUNG DES 
VEREINIGTEN KÖNIGREICHS 
GROSSBRITANNIEN UND 
NORDIRLAND: 
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Denkschrift 


I. Allgemeines 

Die Mitgliedstaaten der Westeuropäischen Union 
(WEU) haben sich anläßlich der am 23. Oktober 1954 
erfolgten Änderung und Ergänzung des Brüsseler 
Vertrages vom 17. März 1943 (Bundesgeselzbl. 1955 II 
S. 258 und 283) in den zu dem Vertragswerk ge- 
hörenden Protokollen Nr. II, III und IV verpflichtet, 
ihre Truppenstärken und ihre Rüstungen zu begren- 
zen und die übernommenen Rüstungsbeschränkun- 
gen durch ein Amt für Rüstungskontrolle über- 
wachen zu lassen. Der Brüsseler Vertrag und seine 
Protokolle sind für die Bundesrepublik am 6. Mai 
1955 in Kraft getreten (Bundesgesetzbl. 1955 II 
S. 630). 

Das Rüstungskontrollamt der WEU soll Stichproben, 
Besichtigungen und Inspektionen (Kontrollen an 
Ort und Stelle) in Produktionsanlagen und Depots 
durchführen (Artikel 7 Abs. 2 Buchstabe b des Proto- 
kolls Nr. IV). Artikel 12 des Protokolls Nr. IV be- 
gründet hierzu die Verpflichtung, den Mitgliedern 
des Amtes auf Verlangen freien Zugang zu den 
Anlagen und Depots sowie Einblick in die notwen- 
digen Buchungen und Unterlagen zu gewähren. 

Das Rüstungskontrollamt wurde 1955 gebildet und 
hat seinen Sitz in Paris. Grundlage seiner Tätigkeit 
sind die Bestimmungen des schon erwähnten Proto- 
kolls Nr. IV und eine Durchführungsvorschrift zu 
Artikel 11 dieses Protokolls, die der Rat der WEU 
erlassen hat. Die Durchführungsvorschrift ist am 
31. Juli 1958 im Bundesanzeiger bekanntgemacht 
worden (Bundesanzeiger Nr. 172 vom 9. September 
1958). Das Rüstungskontrollamt konnte seine Tätig- 
keit bisher jedoch noch nicht in dem gewünschten 
Umfange aufnehmen. Die Durchführungsvorschrift 
enthält zwar eingehende Bestimmungen über die 
Art und Weise der Kontrollen. Diese Durch- 
führungsvorschrift stellt jedoch eine interne Ver- 
waltungsanweisung des Rates der WEU an das 
Rüstungskontrollamt dar, die die Staatsangehörigen 
der einzelnen Mitgliedstaaten nicht bindet. Dar- 
über hinaus bedurfte es der Schaffung von Bestim- 
mungen über das bei Mißbrauch der Kontrollen zu 
ergreifende Rechtsverfahren, das bereits in Arti- 
kel 11 des Protokolls Nr. IV vorgesehen ist. 

Das vorliegende Übereinkommen bezweckt daher 
nunmehr, die Bestimmungen des Protokolls Nr. IV 
über die Durchführung von Kontrollmaßnahmen 
näher auszugestalten und das in Artikel 11 des Pro- 
tokolls vorgesehene Rechtsverfahren einzuführen. 

Das Übereinkommen ist am 14. Dezember 1957 nach 
zweijährigen Verhandlungen von den Außenmini- 
stern der Mitgliedstaaten der WEU in Paris unter- 
zeichnet worden. 


II. Die einzelnen Bestimmungen 
des Übereinkommens 

Das Übereinkommen gliedert sich in drei Kapitel: 
Kapitel I (Artikel 1 und 2) bestimmt die Maßnah- 
men, die zu treffen sind, um das Rüstungskontroll- 
amt zu befähigen, seine Kontrolle wirksam auszu- 


üben; Kapitel II (Artikel 3 bis 22) regelt die Einfüh- 
rung eines angemessenen Rechtsverfahrens; Kapi- 
tel III (Artikel 23 und 24) enthält die Schlußbestim- 
mungen. 

Artikel 1 verpflichtet zunächst die Mitgliedstaaten 
zum Erlaß der Vorschriften, die erforderlich sind, 
um die Durchführung der Kontrollmaßnahmen 
sicherzustellen. 

Artikel 2 sieht vor, daß die nach Artikel 1 zu er- 
lassenden innerstaatlichen Durchführungsbestimmun- 
gen in allen Mitgliedstaaten der WEU gleichzeitig 
in Kraft treten. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens 
wird vom Rat der WEU festgelegt. Dies setzt natür- 
lich voraus, daß das Übereinkommen selbst vorher 
nach den Bestimmungen seines Artikels 23 in Kraft 
getreten ist. 

Sollte ein Mitgliedstaat bis zu dem vom Rat der 
WEU festgesetzten Zeitpunkt keine besonderen 
innerstaatlichen Bestimmungen erlassen haben, so 
gelten von diesem Zeitpunkt an in seinem Gebiet 
für die Durchführung der Kontrolle die entspre- 
chenden Bestimmungen, die das wirksame Arbeiten 
der Finanzverwaltung dieses Staates sicherstellen. 
Für die Bundesrepublik würden in diesem Falle die 
Reichsabgabenordnung und ihre Nebengesetze zur 
Anwendung kommen. Da dies unerwünscht er- 
scheint, sind die nach Artikel 1 des Übereinkom- 
mens vorgesehenen innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften bereits in das Zustimmungsgesetz aufge- 
nommen worden. 

Artikel 3 bestimmt die Errichtung eines internatio- 
nalen Gerichts zum Schutz der von den Kontroll- 
maßnahmen berührten privaten Interessen. Es ist 
daher davon abgesehen worden, bereits bestehende 
Gerichte mit dieser Aufgabe zu betrauen; der Inter- 
nationale Gerichtshof in Den Haag kann nur von 
Staaten, jedoch nicht von Einzelpersonen angerufen 
werden; der Gerichtshof der Europäischen Gemein- 
schaft kam nicht in Betracht, weil Großbritannien 
nicht Mitglied der Europäischen Gemeinschaft ist, 
aber auch bestimmten Kontrollmaßnahmen unter- 
liegt, soweit es militärische Depots u. a. auf dem 
Festland unterhält. Um jedoch die Zahl der inter- 
nationalen Richter nicht zu vermehren, soll das 
neue Gericht nach Möglichkeit mit Richtern des Ge- 
richtshofes der Europäischen Gemeinschaft besetzt 
werden, also praktisch in Personalunion mit diesem 
Gerichtshof stehen. Aus diesem Grunde ist auch der 
Sitz des Gerichtshofes mit dem Sitz des Gerichts- 
hofes der Europäischen Gemeinschaft gekoppelt. 

Artikel 4 enthält die Anspruchsgrundlagen für Scha- 
densersatz sowie für die Herausgabe von Urkunden 
und begründet die Zuständigkeit des Gerichts, über 
derartige Klagen zu entscheiden. Bemerkenswert ist 
hierbei, daß die WEU auch für Schäden haftet, die 
die Bediensteten des Rüstungskontrollamtes über 
ihre amtliche Tätigkeit hinaus verursacht haben. 
Ein Verschulden wird hierbei nicht vorausgesetzt. 
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Artikel 5 verleiht dem Gericht die Befugnis, bei 
Schadensersatzansprüchen nach Artikel 4 Abs. 1 und 
bei Herausgabeansprüchen nach Artikel 4 Abs. 2 
einstweilige Verfügungen zugunsten des Klägers 
zu erlassen. Von besonderer Bedeutung sind auch 
die vorsorglichen Maßnahmen, die das Gericht nach 
Artikel 5 Abs. 2 treffen kann; so kann es für die 
betroffenen Unternehmen sehr wichtig sein, daß be- 
stimmte Dokumente, die möglicherweise widerrecht- 
lich in den Besitz des Rüstungskontrollamtes gelangt 
sind, vorläufig sichergestellt oder vor einer Aus- 
wertung geschützt werden. 

Artikel 6 führt die Rechtsgrundlagen auf, nach 
denen das Gericht entscheiden soll, ob ein be- 
anstandeter Kontrollakt rechtsmäßig oder rechts- 
widrig war und damit gegebenenfalls Ansprüche 
im Sinne von Artikel 4 des Übereinkommens be- 
gründet. Dabei hat sich das Gericht selbstverständ- 
lich in erster Linie an die Bestimmungen des Proto- 
kolls Nr. IV zu halten, aber auch die übrigen Vor- 
schriften zu beachten, die durch den Rat der WEU 
erlassen werden, soweit dies „angebracht" er- 
scheint. 

Artikel 7 überträgt dem Präsidenten des Gerichts 
das Recht, die Durchführung von Inspektionen an- 
zuordnen. Die entsprechende Verfügung ergeht 
zwar zugunsten des Rüstungskontrollamtes, schützt 
aber zugleich die der Kontrolle unterliegenden 
Unternehmen. Verweigert ein Unternehmen den 
Angehörigen des Kontrollamtes den Zutritt zu den 
Produktionsstätten, weil es die angeordnete In- 
spektion für unzulässig hält, so muß das Kontroll- 
amt den Gerichtspräsidenten um Erlaß der Zwangs- 
verfügung ersuchen. Ehe der Präsident die bean- 
tragte Verfügung erläßt, prüft er, wenn auch nur in 
einem summarischen Verfahren, ob die Kontroll- 
maßnahme rechtmäßig ist. Die auf diesem Wege 
bestehende Möglichkeit, Kontrollakte schon vor 
ihrer Durchführung auf ihre Rechtmäßigkeit über- 
prüfen zu lassen und so unrechtmäßige Akte von 
vornherein zu verhindern, ist für die betroffenen 
Unternehmen in aller Regel noch bedeutsamer, als 
die Möglichkeit, wegen rechtswidriger Kontrollakte 
hinterher Schadensersatz zu verlangen. Zwar eröff- 
net das Übereinkommen den betroffenen Unter- 
nehmen grundsätzlich nicht die Befugnis, im Wege 
der Anfechtungsklage gegen die Anordnung von 
Kontrollakten vorzugehen und deren Durchführung 
bis zu einer Entscheidung des Gerichts aussetzen 
zu lassen. Ein solches, längere Zeit in Anspruch neh- 
mendes kontradiktorisches Verfahren vor Beginn 
der Inspektion würde die Wirksamkeit der schließ- 
lich für zulässig erklärten Kontrollakte stark herab- 
setzen, weil der Erfolg einer Inspektion wesentlich 
von dem Überraschungsmoment abhängt. Die in 


Artikel 7 gefundene Lösung wird dem Erfordernis 
einer schnellen und wirksamen Kontrolle gerecht 
und kommt zugleich den berechtigten Interessen der 
Unternehmen entgegen. 

Die Verfügung des Gerichtspräsidenten ist für die 
staatlichen Behörden, die den Angehörigen des 
Rüstungskontrollamtes Amtshilfe zu leisten haben, 
bindend (vgl. Artikel 7 Abs. 1 Satz 3). Dagegen 
können Amtshilfemaßnahmen, die staatliche Behör- 
den in Ausführung der Verfügung des Präsidenten 
vornehmen, gemäß Artikel 19 Abs. 4 des Grundge- 
setzes vor den deutschen Verwaltungsgerichten an- 
gefochten werden. Im Hinblick auf Artikel 7 Abs. 1 
Satz 4 können allerdings Rechtsbehelfe gegen die 
Amtshilfemaßnahmen grundsätzlich keine aufschie- 
bende Wirkung haben; nur ausnahmsweise können 
die Verwaltungsgerichte die Vollstreckung einer 
Amtshilfemaßnahme aussetzen (vgl. Artikel 3 
Abs. 2 des Zustimmungsgesetzes). 

Artikel 8 regelt die Zusammensetzung des Gerichts 
und die Bestellung der Richter. Wie schon erwähnt, 
sollen nach Möglichkeit Richter benannt werden, die 
bereits Richter beim Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaft sind. Die Richter sind unabhängig und 
nicht Interessenvertreter ihres Heimatstaates. 

Um das Vertrauen der klageführenden Unterneh- 
men in die Unparteilichkeit des Gerichts zu erhö- 
hen, soll einer der Richter immer die gleiche Staats- 
angehörigkeit wie der Kläger haben. Der Präsident 
des Gerichts darf jedoch nicht die gleiche Staats- 
angehörigkeit wie der Kläger haben, um anderer- 
seits nicht den Anschein einer Begünstigung des 
Klägers zu erwecken. 

Die Artikel 9, 10 r und 11 des Übereinkommens be- 
dürfen keiner Erläuterung. 

Die Artikel 12 bis 18 des Übereinkommens enthalten 
die wichtigsten Bestimmungen für das Gerichtsver- 
fahren; im übrigen erläßt jedoch das Gericht seine 
Verfahrensordnung selbst. Soweit Artikel 14 noch 
besonderer staatlicher Durchführungsbestimmungen 
bedarf, sind diese in den Artikel 4 des Zustim- 
mungsgesetzes aufgenommen worden. Die Bestim- 
mungen des Artikels 17 über die Wiederaufnahme 
eines Verfahrens entsprechen den Bestimmungen 
des Artikels 61 des Statuts des Internationalen Ge- 
richtshofes. 

Die in Artikel 20 niedergelegten Vorrechte und Be- 
freiungen der Richter und des Kanzleipersonals sind 
erforderlich, um die Unabhängigkeit des Gerichts 
zu gewährleisten. Sie sind, ebenso wie die in den 
Artikeln 21 und 22 enthaltenen Finanz- und Steuer- 
bestimmungen Ausdruck der Tatsache, daß die Mit- 
glieder des Gerichts keine staatlichen Beamten, son- 
dern Bedienstete der WEU sind. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel 2 Abs. 5 Buchstabe b des Ratifikations- 
gesetzes 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
muß, soweit bei der Durchführung der Kontrollmaß- 
nahmen die Anwesenheit von Vertretern von Bun- 
desbehörden in Betracht kommt, dies in dem Ratifi- 
kationsgesetz ausdrücklich bestimmt werden. 

B e gr ü n düng 

Eine Verwaitungszuständigkeit von Bundesbehör- 
den kann nur durch Gesetz begründet werden. 

2. Zu Artikel 5 des Ratifikationsgesetzes 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
sollte geprüft werden, ob die in Artikel 5 enthaltene 
Ermächtigung im Hinblick auf die in der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts vom 10. Mai 
1960 (2 Bv. L 76/58) entwickelten Grundsätze noch als 
verfassungskonform anzusehen ist. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
nimmt die Bundesregierung wie folgt Stellung: 

Zu 1. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zugestimmt 
mit der Maßgabe, daß Artikel 2 Abs. 5 Buchstabe b 
folgende Fassung erhält: 

,,b) daß bei der Durchführung der Kontrollmaßnah- 
men ein Vertreter der deutschen Behörde an- 
wesend ist. Zuständig für die Teilnahme an der 
Kontrolle ist der Bundesminister für Wirtschaft. 
Der Bundesminister für Wirtschaft kann die 
Wahrnehmung dieser Aufgabe im Einzelfall auf 
die zuständige oberste Landesbehörde mit deren 
Zustimmung übertragen." 

Mit dieser Formulierung ist klargestellt, an welche 
Behörde die in Artikel 2 Abs. 2 genannten Personen 
das Verlangen richten können. Die Regelung, daß im 


Einzelfall die zuständige oberste Landesbehörde mit 
deren Zustimmung beauftragt werden kann, an der 
Kontrolle teilzunehmen, ist nach Auffassung der Bun- 
desregierung zweckmäßig, da in Einzelfällen die 
Landesbehörden mit den besonderen Verhältnissen 
der in ihrem Zuständigkeitsbereich liegenden Unter- 
nehmen besser vertraut sein werden. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß der Be- 
schluß des Bundesverfassungsgerichts vom 10. Mai 
1960 der Ermächtigung eines einzelnen Bundesmini- 
sters zum Erlaß allgemeiner Verwaltungsvorschrif- 
ten durch ein Bundesgesetz nicht entgegensteht. Die 
Bundesregierung stimmt insoweit mit der Auffassung 
überein, die von der Mehrheit des Rechtsausschusses 
des Bundesrates in der Sitzung vom 6. Juli 1960 ver- 
treten worden ist (vgl. Niederschrift der 228. Sitzung 
vom 6. Juli 1960 S. 4). 
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